
 

  

S 7 AL 322/02

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 10
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 7 AL 322/02
Datum 28.04.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 10 AL 210/05
Datum 19.10.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
WÃ¼rzburg vom 28.04.2005 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die RÃ¼ckzahlung eines Eingliederungszuschusses (EGZ) in HÃ¶he von
24.346,52 DM.

Auf Antrag des KlÃ¤gers vom 11.08.1998 bewilligte die Beklagte mit Bescheid vom
14.10.1998 einen EGZ fÃ¼r die Einarbeitung des Arbeitnehmers H. (H.) fÃ¼r zwÃ¶lf
Monate (01.09.1998 bis 31.08.1999) in HÃ¶he von 50 % bzw. ab 01.03.1999 in
HÃ¶he von 40 % des berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Arbeitsentgelts monatlich.
Bestandteil des Bewilligungsbescheides war u.a. die Regelung, der EGZ sei
zurÃ¼ckzuzahlen, wenn das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis wÃ¤hrend des
FÃ¶rderungszeitraumes oder innerhalb eines Zeitraumes, der der
FÃ¶rderungsdauer entspricht, lÃ¤ngstens jedoch von zwÃ¶lf Monaten nach Ende
des FÃ¶rderungszeitraumes beendet wird. Dies gelte u.a. nicht, wenn der
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Arbeitgeber berechtigt sei, das ArbeitsverhÃ¤ltnis aus wichtigem Grund ohne
Einhaltung einer KÃ¼ndigungsfrist zu kÃ¼ndigen.

Auf Nachfrage der Beklagten teilte der KlÃ¤ger am 25.09.2000 mit, das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis mit H. sei wegen mangelnder AuftrÃ¤ge und
steigenden Preiskampfes am 28.04.2000 (letzter Arbeitstag) durch den KlÃ¤ger
gelÃ¶st worden.

Mit Bescheid vom 05.10.2000 und Widerspruchsbescheid vom 15.05.2001 forderte
die Beklagte den KlÃ¤ger auf, den geleisteten EGZ in HÃ¶he von 24.346,52 DM zu
erstatten. Das ArbeitsverhÃ¤ltnis sei innerhalb von zwÃ¶lf Monaten nach
Beendigung des FÃ¶rderungszeitraumes zum 28.04.2000 beendet worden.
GrÃ¼nde fÃ¼r eine fristlose KÃ¼ndigung hÃ¤tten nicht vorgelegen. Die ab
01.08.1999 geltende RechtsÃ¤nderung sei nicht anwendbar.

Dagegen hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht WÃ¼rzburg (SG) erhoben. Der
Aufhebungs- und RÃ¼ckzahlungsbescheid sei zu Unrecht ergangen und
aufzuheben. Die in Â§ 223 Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) in der bis
31.07.1999 geltenden Fassung (a.F.) geregelte RÃ¼ckzahlungspflicht sei
kontraproduktiv gewesen, die Vorschrift sei daher neu gefasst worden, wobei die
Ã�bergangsregelung des Â§ 422 Abs 1 SGB III nachtrÃ¤glich beschwerende
Regelungen aus GrÃ¼nden des Vertrauensschutzes ausschlieÃ�en sollte. Eine
beschwerende Regelung sei aber in der Neufassung des Â§ 223 SGB III nicht zu
sehen. Damit sei auf die im Zeitpunkt der RÃ¼ckforderung geltende Rechtslage
abzustellen. Das ArbeitsverhÃ¤ltnis habe aus dringenden betrieblichen
Erfordernissen nicht fortgesetzt werden kÃ¶nnen, so dass eine
RÃ¼ckzahlungspflicht ausscheide. Im Ã�brigen sei auch nur die HÃ¤lfte des
FÃ¶rderungsbetrages zu erstatten. Die Entscheidungen des Bundessozialgerichts
(BSG) hierzu wÃ¼rdigten weder das Rechtsstaatsprinzip des Art 20 Abs 1
Grundgesetz (GG) noch den hierin verankerten Grundsatz des Vertrauensschutzes
und des RÃ¼ckwirkungsverbotes bei RechtsÃ¤nderungen. Diese Entscheidungen
seien daher nicht Ã¼berzeugend. Die Sonderregelung des Â§ 223 SGB III hÃ¤tte
einer eigenen Ã�bergangsvorschrift unter Beachtung des
Vertrauensschutzgedankens bedurft.

Das SG hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 28.04.2005 abgewiesen. Â§ 223
SGB III a.F. sei anwendbar. Eine KÃ¼ndigung aus wichtigem Grund sei nicht erfolgt
und das RÃ¼ckwirkungsverbot nicht verletzt.

Zur BegrÃ¼ndung der dagegen zum Bayer. Landessozialgericht eingelegten
Berufung hat der KlÃ¤ger Ã¼ber sein bisheriges Vorbringen hinaus vorgetragen,
das BSG gehe auf die verfassungsrechtliche Problematik nicht ein. Vertrauensschutz
kÃ¶nne allein dem KlÃ¤ger, nicht aber der Beklagten zukommen.

Der KlÃ¤ger beantragt, den Gerichtsbescheid des SG WÃ¼rzburg vom 28.04.2005
sowie den Bescheid vom 05.10.2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 15.05.2001 aufzuheben.
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Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die Entscheidung des SG fÃ¼r zutreffend.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf die beigezogene Verwaltungsakte sowie
die Gerichtsakten erster und zweiter Instanz Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz -SGG-) ist zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet. Zu Recht hat das
SG die Klage abgewiesen. Der Bescheid vom 10.05.2000 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 15.05.2001 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Der KlÃ¤ger hat 24.346,52 DM zu erstatten.

Eine â�� eigenstÃ¤ndige â�� Rechtsgrundlage (vgl. hierzu: BSGE 89, 192) fÃ¼r den
RÃ¼ckzahlungsanspruch der Beklagten findet sich in Â§ 223 Abs 2 Satz 1 SGB III
a.F. Hiernach ist der EGZ zurÃ¼ckzuzahlen, wenn das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
wÃ¤hrend des FÃ¶rderungszeitraumes oder innerhalb eines Zeitraumes, der der
FÃ¶rderungsdauer entspricht, lÃ¤ngstens von zwÃ¶lf Monaten nach dem Ende des
FÃ¶rderungszeitraumes beendet wird. Dies gilt nicht, wenn â�� was hier allein in
Betracht kommt â�� der Arbeitgeber berechtigt war, das ArbeitsverhÃ¤ltnis aus
wichtigem Grund ohne Einhaltung einer KÃ¼ndigungsfrist zu kÃ¼ndigen.

Der KlÃ¤ger hat den EGZ zu erstatten, das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis mit H. ist
innerhalb von zwÃ¶lf Monaten nach dem Ende des FÃ¶rderungszeitraumes
(31.08.1999), nÃ¤mlich zum 28.04.2000, durch den KlÃ¤ger beendet worden.

Eine RÃ¼ckzahlungspflicht besteht nur dann nicht, wenn der KlÃ¤ger berechtigt
war, das ArbeitsverhÃ¤ltnis aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer
KÃ¼ndigungsfrist zu kÃ¼ndigen. Â§ 223 Abs 2 SGB III in der ab 01.08.1999
geltenden Fassung, durch den die Voraussetzungen fÃ¼r das Entfallen der
RÃ¼ckzahlungspflicht erweitert worden sind, kommt dabei nicht zur Anwendung
(vgl. stRspr seit BSGE 89, 192). Nach Â§ 422 Abs 1 SGB III sind bei Ã�nderungen,
soweit nichts anderes bestimmt ist, auf Leistungen der aktiven ArbeitsfÃ¶rderung
bis zum Ende der Leistungen die Vorschriften in der vor dem Tag des In-Kraft-
Tretens maÃ�gebenden Fassung weiter anzuwenden, wenn vor diesem Tag der
Anspruch entstanden ist, die Leistung zuerkannt worden ist oder die MaÃ�nahme
begonnen hat, wenn die Leistung bis zum Beginn der MaÃ�nahme beantragt
worden ist. Vorliegend sind die Voraussetzungen fÃ¼r die Anwendung des Â§ 223
SGB III aF erfÃ¼llt, denn die MaÃ�nahme â�� hier EGZ â�� hat vor dem 01.08.1999
begonnen, ist vom KlÃ¤ger am 11.08.1998 beantragt worden und die Leistung ist
mit Bescheid vom 14.10.1998 zuerkannt worden.

Entgegen der Rechtsansicht des KlÃ¤gers findet Â§ 223 Abs 2 SGB III in der ab
01.08.1999 geltenden Fassung keine Anwendung. Die hier maÃ�gebende
Rechtsfrage, ob die allgemeine Ã�bergangsregelung des Â§ 422 SGB III fÃ¼r die
Ã�nderung des Â§ 223 Abs 2 SGB III zur Anwendung kommt, ist bereits vom 7.Senat
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in stÃ¤ndiger Rechtsprechung seit der Entscheidung BSGE 89, 192, (vgl. auch BSG,
Beschluss vom 06.09.2005 â�� B 7a AL 110/05 B) im o.g. Sinne geklÃ¤rt worden.
Der 7.Senat hat dargelegt, dass die Regelungen Ã¼ber die
Anspruchsvoraussetzungen des EGZ (Â§Â§ 217 ff SGB III) und dessen
RÃ¼ckforderung (Â§ 223 Abs 2 SGB III) einheitlich als Vorschriften Ã¼ber
Leistungen der aktiven ArbeitsfÃ¶rderung i.S. des Â§ 422 SGB III anzusehen sind.
Dieser Rechtsprechung hat sich der 11.Senat in seiner Entscheidung vom
19.09.2002 â�� B 11 AL 73/01 R â�� verÃ¶ffentl. in juris â�� angeschlossen (vgl.
dazu auch BayLSG, Urteil vom 01.07.2004 â�� L 10 AL 320/02 und vom 09.12.2004
â�� L 11 AL 18/04).

Der erkennende Senat sieht keinen Anlass, von dieser gefestigten Rechtsprechung
abzuweichen. Das Rechtsstaatsprinzip ist nicht verletzt. Die GrundsÃ¤tze des
Vertrauensschutzes insbesondere in Gestalt des RÃ¼ckwirkungsverbotes von
Gesetzen sind beachtet. Das RÃ¼ckwirkungsverbot ist vorliegend gerade nicht
berÃ¼hrt, denn die im Zeitpunkt der Bewilligung geltenden Regelungen sind weiter
anwendbar, eine spÃ¤tere, neue Regelung des Â§ 223 Abs 2 SGB III wirkt gerade
nicht auf einen vorangegangenen Sachverhalt zurÃ¼ck. Auch das Vertrauen des
KlÃ¤gers wird nicht beeintrÃ¤chtigt. Dieser ist vielmehr dadurch geschÃ¼tzt, dass
die bei Bewilligung der Leistung bzw. bei Antragstellung geltenden Regelungen
auch weiterhin trotz RechtsÃ¤nderung Anwendung finden. Dass dies hier fÃ¼r den
KlÃ¤ger dazu fÃ¼hrt, dass ihm die Vorteile der Neuregelung des Â§ 223 Abs 2 SGB
III nicht mehr zugute kommen, kann zu keiner anderen Entscheidung fÃ¼hren,
zumal auch die Rechtssicherheit und -klarheit, also der Gesichtspunkt der
KontinuitÃ¤t, einen berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen und -wÃ¼rdigen Wert darstellen.
Sowohl dem KlÃ¤ger als auch der Beklagten soll eine Planungssicherheit gegeben
werden. Durch die Regelung des Â§ 422 SGB III sind diesbezÃ¼glich die Belange
beider Seiten ausreichend berÃ¼cksichtigt worden, eine Differenzierung zwischen
begÃ¼nstigenden und belastenden GesetzesÃ¤nderungen findet nicht statt (vgl. 
BSGE 89, 192). Dass es fÃ¼r die Regelung des Â§ 223 Abs 2 SGB III einer von Â§
422 SGB III unabhÃ¤ngigen, gesonderten Ã�bergangsvorschrift bedurft hÃ¤tte, ist
fÃ¼r den Senat nicht nachvollziehbar, selbst wenn es sich bei Â§ 223 Abs 2 SGB III
um eine Sonderregelung zu den sonstigen RÃ¼ckzahlungsregelungen handelt.

Ein Anspruch auf Gleichbehandlung mit FÃ¶rderungssachverhalten ab 01.08.1999
(Art 3 Abs 1 GG) besteht ebenfalls nicht, denn Vergleichsgruppe fÃ¼r den KlÃ¤ger
sind FÃ¶rderungssachverhalte nach der alten Gesetzesfassung.

Die Voraussetzungen fÃ¼r ein Entfallen der RÃ¼ckzahlungspflicht gemÃ¤Ã� Â§ 223
Abs 2 SGB III aF liegen nicht vor. Ein wichtiger Grund fÃ¼r die KÃ¼ndigung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses ohne Einhaltung einer KÃ¼ndigungsfrist wird vom KlÃ¤ger
nicht vorgetragen. Die KÃ¼ndigung wegen Auftragsmangels und Preiskampfes stellt
keinen solchen wichtigen Grund fÃ¼r eine fristlose KÃ¼ndigung dar. Ein
anderweitiger wichtiger Grund ist vorliegend nicht ersichtlich.

Der KlÃ¤ger hat somit den EGZ zurÃ¼ckzuzahlen. GemÃ¤Ã� Â§ 223 Abs 2 Satz 1
SGB III aF ist dieser in voller HÃ¶he zurÃ¼ckzuzahlen. Die eingeschrÃ¤nkte
RÃ¼ckzahlungspflicht gemÃ¤Ã� Â§ 223 Abs 2 Satz 3 und 4 SGB III in der ab
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01.08.1999 geltenden Fassung findet keine Anwendung (vgl. oben).

Die fehlende AnhÃ¶rung ist gemÃ¤Ã� Â§ 41 Abs 1 Nr 3, Abs 2 Zehntes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB X) geheilt.

Nach alledem ist die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2 SGG zuzulassen, liegen
nicht vor.

Erstellt am: 28.11.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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